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(Der evangeliſche Friedhof.) 


Telegraphiſche Nachrichten. 
aris, 23. Januar. Der heutige „Moniteur“ rechtfertigt die Konſis⸗ 
kation der orleaus'ſchen Güter durch das Beiſpiel Ludwig des Achtzehnten 
gegen die Güter Napoleons. 
Paris, 23. Jan. (Tel. Dep. d. Preuß. Ztg.) 


(N. Pr. 3.) Wie wir ſchon bemerkt haben, wird das Miniſterium in der Frage 
über die künftige Zuſammenſetzung der erſten Kammer die Initiative ergreifen, indeſſen 
jedenfalls in einer Weiſe, wodurch ſie zugleich jede Gemeinſchaft mit denjenigen Mit⸗ 
gliedern der erſten Kammer, von welchen der hierüber ſchon eingebrachte Antrag ent⸗ 


Nach dem heutigen „Mos ſtanden iſt, ablehnen wird. Der betreffende Geſetzesvorſchlag dürfte Gegenſtand der 


niteur“ iſt Caſabianca zum Staatsminiſter mit der Befugnif der Kontra- heutigen Berathung des Staatsminiſteriums geweſen fein. 


ſignatur ernannt, ſeine Attributionen bringen ihn mit Senat, legislativem 
Körper und Staatsrath in Verbindung. Maupas iſt Polizeiminiſter, 
übt die Sicherheits-, Handels- und hohe Polizei, überwacht Nationalgarde, 
Gendarmerie, Journale und Theater. 


er rat 


Abbatucci, Bineau, Perſiguy erſetzen der zweiten Kammer hat dem 


Berlin, 24. Januar. [Parlamentariſches.] Der Denkſchrift, welche der hieſige Stadt⸗ 
b Dr. Jakobſon den Kammern im Intereſſe der Staatsgläubiger des ehemaligen König⸗ 
reichs Weſtfalen überreicht hat, iſt ein Rechtsgelehrter von hoher Auktorität, der Vizepräſident 
des Obertribunals Dr. Buſſe beigetreten. Die Vertretung der in Sue ſtehenden Anſprüche in 

Vernehmen nach der Abgeordnete Juſtizrath Geppert übernom⸗ 


Nouber, Fould und Morny als Inſtiz⸗, Finanz: und Miniſter des Junern. men. Eine Anzahl außerhalb Berlins wohnender Gläubiger haben ſich gleichfalls an die Kam⸗ 


Paris, 24. Jan. (Tel. Dep. d. Preuß. Ztg.) Die neueſten Dekrete ſind 
bereits vom Staatsminiſter Caſabianca gegengezeichnet, durch welchen der 
Präſident, wie der Kaiſer durch den Staatsſekretär, die ganze politifche 
Thätigkeit in feinen Händen centraliſirte. . g 

Man erwartet noch weitere Miniſterial⸗ Aenderungen. Von den Ueber⸗ 
ſchüſſen des Erlöſes der orleaus'ſchen Güter find je zehn Millionen für die 
Unterſtützungsgeſellſchaften, für Arbeiterwohnungen und ländliche Kredit: 
Auſtalten beſtimmt. Zugleich entſagt der Präſident jeder Reklamation we⸗ 
gen der konfiszirten bonaparteſchen Güter. 

Der „Moniteur“ enthält die Ernennung der Bataillons⸗ und Kompagnie⸗ 
Chefs der pariſer Nationalgarde. 


Preuſe n. 4 

Berlin, 24. Januar. [Amtliches.] Der Ober-Bergrath, Ober: Bergmeifter 
von Kummer zu Breslau, iſt in gleicher Eigenſchaft an das Ober-Bergamt zu 
Dortmund verſetzt worden. 
[I Militärw ochenblatt.] v. Alvensleben, Major vom großen Generalſtabe, zum 
Chef des Generalſtabes vom 8. Armeekorps ernannt. v. Werder, v. Graesenitz, P. Fähnrs. 
vom 5. Jäger⸗Bat., zu Sec. Lts. befördert, letzterer als überzähl. unter Verſetzung zum 6. 
Jäger⸗Bat. v. Schildt, Major zur Dispoſ., zuletzt Chef der ehemaligen Kaiſer Alexander 
Gren. Regts. Garniſ, Komp., mit ſeiner bisher. Peuſton der Ab ſchied bewilligt. Stricker, 
wirkl. geh. Kriegsrath a. D., geftattet, die Uniform der Räthe 2. Klaſſe des Kriegsminiſteriums 
auch im Ruheſtande zu tragen. 


Berlin, 24. Januar. [Die Reviſion.] Es ſcheint ſich zu beſtätigen, daß 
die Idee, einen Theil der Mitglieder der erſten Kammer aus den Provinzialſtänden 
entweder direkt durch Wahl oder indirekt durch Präſentation einer Anzahl von Kandi⸗ 
ervorgehen zu laſſen, von der Regierung definitiv aufgegeben iſt. Die „Voſſ. 
bt einige Motive hervor, welche dieſen Entſchluß veranlaßt haben. „Einmal“, 
weit fie 1 „macht man mit Recht darauf aufmerkſam, daß die ſtändiſche Frage, ſo 
Aussicht — die Provinzial⸗Vertretung Bezug hat, dermalen weder entſchieden ſei, noch 

ai Burn date baldige definitive Entſcheidung habe, und daß es überhaupt als zwei⸗ 
felhaf fi 5 werden müſſe, daß die betreffende Entſcheidung ganz nach den Wün⸗ 
ſchen der ſtändiſchen Partei ſchließlich ausfallen werde — und daß demnach der ge⸗ 
wünſchte Zuſammenhang der einen Hälfte der Mitglieder der erſten Kammer mit der 
ſtändiſchen tung der endlichen und definitiven Geſtaltung unferer inneren 
Angelegenheiten 9. hy: ſodann dürften die Wünſche der ſtändiſchen Partei auch mit 
85 Prinzip, welche il Regierung in Betreff unſerer gegenwärtigen innern Staats: 
Kron zu befolgen ge reine, nicht zu vereinbaren ſein. Eine Verpflichtung der 
5 e dem ſtändiſchen en gegenüber in dem angedeuteten Sinne würde das Recht 
der Mitberathung, welches as ſtändiſche Weſen früher beſeſſen, in gewiſſer Beziehung 
zum Rechte der Mitregierung erweitern.“ Zur Beruhigung wird den Ständiſchen 
eine angemeſſene Berückſichtigung der ſtändiſchen Elemente in Ausſicht geſtellt; aber 
dieſe Berückſichtigung müſſe eine ganz unabhängige ſein. 

Das „Preußiſche Wochenblatt“ bringt einen ausführlichen Artikel über denſelben 
Gegenſtand, zur Befürwortung des Heffterſchen Amendements, welches bekanntlich ge⸗ 
wählte Mitglieder von der erſten Kammer ganz ausſchließt. Der Artikel legt Werth 
darauf, daß das Recht der Krone zur Ernennung der Mitglieder der erſten Kammer 
nicht an die miniſterielle Kontraſignatur gebunden wird, und ſpricht den Wunſch aus, 
daß, wenn die Zahl der erblichen Pairs unbeſchränkt fei, die Ernennung der lebens⸗ 


mern gewendet, u. A. mebrere magdeburger Kaufleute. Dieſe Angelegenheit ift bekanntlich ſchon 
auf dem Vereinigten Landtage von 1847 verhandelt und von der Kurie der drei Stände zu Gun⸗ 
ſten der Gläubiger befürwortet worden. 

Der berliner Magiſtrat hat ſich in Betreff der von der Regierung beabſichtigten Erhöhung der 
Erhebungskoſten von dem Kommunalzuſchlage der Mabl. und Schlachtſteuer mit 
einer Pekttion an die Kammern gewendet. Ueberhaupt erwartet eine beträchtliche Anzahl ſtädti⸗ 
ſcher Behörden Abhilſe ihrer Beſchwerden von den Kammern. Pommerſche Magiſtrate ſind um 
Befreiung von den Laſten der Kriminalgerichtsbarkeit eingekommen, eine Menge anderer wün⸗ 
ſchen entweder Einführung der neuen Gemeindeordnung oder Beibehaltung der älteren Städte⸗ 
ordnung. Die chriſtkatholiſche Gemeinde in Danzig und die freie Gemeinde in Königsberg ver⸗ 
langen Schutz für ihre Religionsübung, Käufer ſiskaliſcher Jagdrechte erwarten eine Enlſchädt⸗ 
gung für deren Aufhebung und der Graf v. d. Affeburg-Falkenftein, einer der bedeutendſten 
Wee Provinz Sachſen, fordert Wiederherſtellung des Jagdrechts in ſeinem Zu⸗ 
ſtande vor 1848. Hart e 

Dem Antrage, welchen die Linke der erſten Kammer auf Niederſetzung einer meme 
Unterſuchung der Verfaſſungsmäßigkeit der gegen die freien Gemeinden ergriffenen Maß⸗ 
regeln geſtellt hat, iſt eine Denkſchrift beigegeben, welche in gleicher Weiſe wie die Claeſſenſche 
alle bekannt gewordenen Adminiſtrativ⸗Maßregeln gegen die Preſſe, ſo alle gegen die diſſidenti⸗ 
ſchen Genoſſenſchaſten von der Regierung unternommenen Schritte zur Erörterung zieht. Eine 
beſondere Anlage betrifft die Verhältniſſe der freien Gemeinde zu Naumburg. 

Der von den Herren v. Vincke und v. Brünneck der erſten Kammer vorgelegte neue Ent⸗ 
wurf einer Städteordnung für die ſechs öſtlichen Provinzen ſtellt ſich die Aufgabe, die Gemeinde⸗ 
ordnung von 1850 in weſentlichen Beſtimmungen auf den Rechtsſtand der Städteordnung von 
1808, zurückzuführen und ſich zugle ch dem Entwurfe einer Landgemeinde-Ordnung für dieſelben 
Provinzen anzuſchließen. Sie bezweckt dabei beſonders denjenigen, welchen die neue Gemeinde⸗ 
Ordnung das früher beſeſſeue Mablrecht entzieht, daſſelbe zurück zu gewähren. (C. B.) 

[Erſte Kammer.] Wir erfahren zu hitlerde großen Befriedigung, daß die bekreffende Kom⸗ 
miſſton mit bedeutenden N ung die Erhaltung des Prinzips der Dominial⸗Polizei, 
die Aufrechthaltung der Verfaſſung der neuvorpommerſchen Städte und die Verwerfung der 
Anträge der Linken auf Mißbilligung der ſtändiſchen Maßregeln der Regierung beladen bat. 
Der Abgeordnete v. Gerlach iſt zum Berichterſtatter über dieſe Anträge und über die Anträge 
auf ſofortige Vorlegung der Kreis- und Provinzial-Ordnung gewählt worden. — Wie verlautet, 
bat der Miniſter des Innern, v. Weſtphalen, in der Kommiſſions⸗Sitzung in einer ganz ausge⸗ 
zeichneten Rede ſich gegen die Anträge der Linken ausgeſprochen. 

[Zweite Kammer.] Die Kommiſſton für Handel und Gewerbe, welche aus den Abgeord⸗ 
neten Steinbeck, als Vorſitzenden, Körner, Berichterſtatter, Grenzberger, Metzenthin, v. Weickh⸗ 
mann, Bormann, Paſſerts und Wegener beſteht, hat jetzt ihren erſten Bericht abgeftattel. Von 
den 10 darin aufgefübrten Petitionen ſchlägt fie bei 8 Uebergang zur Tages Ordnung vor, 
wodurch fie beſeitigt werden; nur zwei, die des Gewerberaths zu Rade vorm Wald und des 
Magiſtrato zu Forſte in der Niederlauſſtz, beide des Inhalts: den Handel mit Enden, Garn⸗ 
abfallen und Dräumen zum Schutz der Eigenthümer unter geeignete geſetzliche Kontrole zu 
freuen, empfiehlt fie der königl. Staatsregierung zu überweiſen. — Ueberhaupt find im Laufe 
dieſer Seſſton 253 Petitionen eingegangen, ſowie 13 Anträge von Mitgliedern der Verſamm⸗ 
lung, von denen bisher erſt einer, der Claeſſeu'ſche, erledige worden if. 

Die zweite Kammer wird am Montag, den 26. Januar 1852, Vormittags 11 Uhr, wieder 
eine Sitzung halten. Auf der Tagesordnung ſtehen: 1) Wahlprüfungen; 2) Bericht der Kom⸗ 
miſſton für Agrar ⸗Verhältniſſe über den Antrag der Abgeordneten Robe und Genoſſen wegen 
Abänderung des § 84 des Geſetzes vom 2. März 1850, betreffend die Ablöſung der Reallaſten 
und die Regulirung der gutoherklichen und bäuerlichen Verhäliniſſe; 3) dritter Bericht der Per 
tinons⸗Kommiſſion über verſchiedene Petitionen; 4) erſter Bericht der Kommiſſion für Handel 
und Gewerbe über verſchiedene Petitionen. (N. Pr. 3.) 


Berlin, 24. Jan. [Militäriſche Angelegenheiten.] Es iſt nicht mehr 
zweifelhaft, daß die Dienſtzeit auch bei der Infanterie eine dreijährige wird. Demge⸗ 
mäß wird auch die Dienſtzeit für das zweite Aufgebot der Landwehr entſprechend ab⸗ 
gekürzt werden. Eine andere weſentliche Aenderung in der Formation des Heeres be⸗ 
trifft die Landwehr⸗Kavallerie. Die Mannſchaften werden nicht mehr zu beſondern 
Landwehr⸗Ulanen-Regimentern zuſammenberufen, ſondern als 5. Eskadron zu dem Re⸗ 
giment (in jeder Provinz) der Waffe gezogen, in welcher ſie gedient haben. 

Nach dem heutigen „Militär-Wochenblatt“ iſt v. Alvensleben, Major vom großen 


länglichen Mitglieder doch an eine gewiſſe Zahl gebunden werde, etwa in der Art, daß Generalſtabe, um Chef des Generalſtabes vom 8. Armeekorps ernannt, und v. Schildt, 


Me die Hälfte der erblichen Pairs nicht überſteige. 


bra 5 
und Se ſollen nämlich alle politiſchen Verbrechen den Schwurgerichten entzogen 
Montagsſit der Verfaſſung demgemäß abgeändert werden. Der Antrag wird in der 


ung der erſten Kammer zur Unterſtützung geſtellt werden. 


Major zur Dispoſition, zuletzt Chef der ehemaligen Kaiſer Alexander Grenadier⸗ 


Der Abg. Dr. Klee hat wiederum einen Antrag auf Verfaſſungsänderung einge⸗Regiments-Garniſons⸗Kompagnie, mit feiner bisherigen Penſion, der Abſchied verlie⸗ 


hen worden. 5 
Die militäriſche Geſellſchaft hielt in Berlin im Engliſchen Haufe am 23., als dem 


Vorabend des hohen Geburtstags Friedrichs des Großen, ihre erſte Sitzung in dieſem 


königlichen Reſidenz und Se. Excellenz der Kriegsminiſter v. Bonin. Die Direktion 


hatte den Hofmarſchall Oberſt⸗Lieutenant v. Schöning zu Potsdam aufgefordert, bei 


dieſer Veranlaſſung einen Vortrag zu halten, und derſelbe las über den erſten ſchleſi⸗ 
ſchen Krieg in zwangloſen Abſchnitten gegen 3 Stunden, worauf die Geſellſchaft zum 
Souper ging. Se, königl. Hoheit der Prinz von Preußen verherrlichte durch feine 
Anweſenheit die Geſellſchaft, auch Se. königl. Hoheit der Prinz Adalbert und Se. 
Durchlaucht der Fürſt Radziwill, ja N das hochverehrte Ehrenmitglied, der Baron 
v. Humboldt, waren erſchienen, und Alle widmeten dem Vortrage die geſpannteſte Auf⸗ 
merkſamkeit. 8 (N. Pr. 3.) 

Berlin, 24. Januar. [Hofe und Perſonal⸗Nachrichten.] Se. Majeſtät 
der König haben für heute im Grunewald große Jagd befohlen. 

JJ. kk. HH. der regierende Großherzog, die Frau Großherzogin und der Erbgroß⸗ 
herzog von Mecklenburg⸗Schwerin werden am 31. d. M. hier eintreffen und auf län⸗ 
gere Zeit hier Höchſtihre Reſidenz nehmen. J. k. H. die verwittwete Frau Großher⸗ 
zogin von Mecklenburg⸗Schwerin werden am 7. Februar, JJ. kk. HH. der regierende 
Großherzog und die Frau Großherzogin von Mecklenburg⸗Strelitz gegen Ende Februars 
hier erwartet. Se. Durchlaucht der Fürſt Georg Victor von Waldeck und Pyrmont 
hat heute Berlin verlaſſen und ſich nach Dresden begeben, wo der durchlauchtige 
Prinz Wolrad⸗Melander von Waldeck, der jüngere Bruder des Fürſten, erzogen wird. 

Se. Durchlaucht der Prinz Moritz von Sachſen-Altenburg iſt von Neu- Strelig 
zurück geſtern Abend hier durch nach Potsdam gereiſt. 

Es iſt jetzt ziemlich unzweifelhaft, daß der Unterſtaats-Sekretär im Miniſterim für 
landwirthſchaftliche Angelegenheiten, wirkliche geheime Ober-Juſtizrath Bode, eine ander⸗ 
weitige Stellung beim Staatsrathe erhalten wird, und zwar aus Rückſicht auf ſeine 
außergewöhnliche Geſetzeskenntniß und ſonſtige außerordentliche juriſtiſche Befähigung. 

Als künftiger Ober-Präſident der Provinz Pommern wurde bisher vorzugs⸗ 
weiſe und von vielen Seiten ein hoher Beamter aus dem Miniſterium des Innern 
gewünſcht, der jedoch hier unentbehrlich ſein dürfte. Derſelbe wird ſich deshalb darauf 
zu beſchränken haben, auch ſeiner Seits für eine anderweitige baldige und tüchtige 
Beſetzung dieſes wichtigen Amtes Sorge zu tragen. (S. Stettin.) 

Die in andere hieſige Zeitungen übergegangene Mittheilung des C. B., nach wel⸗ 
cher der Unterſtaats-Sekretär im Miniſterium des Innern Frhr. v. Manteuffel am 
21. d. M. eine Audienz bei Sr. königl. Hoheit dem Prinzen von Preußen gehabt ha⸗ 
ben ſoll, dürfen wir dahin berichtigen, daß Herr v. Manteuffel ſich am genannten Tage 
pflichtmäßig bei Sr. königlichen Hoheit dem Prinzen von Preußen gemeldet hat, wie 
von den meiſten höhern Staatsbeamten zu geſchehen pflegt und von allen geſchehen 
ſollte. Eine Audienz hat Herr v. Manteuffel nicht gehabt. 

Der herzoglich braunſchweigſche Staatsminiſter a. D. und Oberjägermeiſter Graf 
v. Veltheim iſt aus Harbke hier angekommen. : 

Der königliche Kammerherr Graf Friedrich zu Reichenbach-Goſchütz iſt nach Pilſen 
von hier abgereiſt. } (N. Pr. Z.) 

C. B. Berlin, 24. Januar. [Zur Handels⸗Politik.) Die aus Hannover 
hier eingetroffene Nachricht von der Annahme des Septembervertrages durch die große 
Mehrheit beider hannov. Kammern bringt die deutſche Zollfrage, — wir möchten ſagen 
zu einem feſten Abſchluß. — Mit der nun durch die Kammern ausgeſprochenen Ge⸗ 
nehmigung des Septembervertrages iſt der norddeutſche Zollbund trotz aller Machina⸗ 
tionen ins Leben gerufen. — Der wiener Zoll- und Handelskonferenz gegenüber fteht 
dies als Thatſache feſt. — An dem Anſchluß Oldenburgs und Mecklenburgs iſt nicht 
mehr zu zweifeln. — Der gute Wille der hannverſchen Regierung iſt außer aller Frage, 
— es hat ſich dies nicht nur bei den Kammerverhandlungen, ſondern auch bei den 
Verhandlungen mit Oldenburg und Lippe klar herausgeſtellt. — Von Wien aus ift 
mitgetheilt worden, daß zwiſchen Oeſterreich und Frankreich der Vertrag zum Schutz 
des literarſſchen Eigenthums bereits abgeſchloſſen ſei. Nach dem, was wir erfahren, 
iſt dies jedoch noch nicht der Fall und ſcheint man auch in Wien daran feſtzuhalten, 
dieſen Vertrag mit Preußen gemeinſchaftlich und gleichzeitig zu Stande zu bringen. 
Die mehrfachen wichtigen Geſchäfte der franzöſiſchen Legationen in den deutſchen Reſi⸗ 
denzen mögen zur Zeit einer beſondern ſchnellen Förderung dieſes Vertragsabſchluſſes 
einigermaßen im Wege geſtanden haben. f 

Für den von Sachſen in Frankfurt eingebrachten Antrag, Beſtimmungen zur Ord— 
nung des Patentweſens zu treffen, ſoll von mehreren Seiten die Berufung von Fach⸗ 
männern nach Frankfurt dringend gewünſcht werden. 


Berlin, 24. Januar. [Zur Tages Chronik.] Es iſt hier heute noch eine zweite 
Depeſche aus Paris eingetroffen, der zu Folge das neue franzöſiſche Miniſterium eine offipielle 
Rechtfertigung des Verkaufs der Güter der Orleans erſcheinen läßt. — Der Miniſterwechſel ift 
aus Anlaß dieſer Frage erfolgt, de Morny wollte nicht in dieſe Art der Löſung willigen, die 
andererſeits von dem Grin räſidenten mit der größten Beſtimmtheit gefordert wurde, indem 
er auf die Einziehung der Güter der Bonapartes bei der Rückkehr Ludwig XVIII, verwies. — 
Für die auswärtige Politik ſcheint der Miniſterwechſel von keiner Bedeutung. Auf die Börſe 
macht Foulds Rücktritt um jo mehr Eindruck, als derſelbe aus der Weigerung, ſich in Finanz⸗ 
und Steuerreform-⸗Experimente einzulaſſen, hervorgegangen iſt. 

Kamdiiäe Blätter theilen dem Grafen Zielen, welcher zunächſt nach Brüſſel gegangen iſt, 
eine Spezlal⸗Miſſton im Auftrage der preußiſchen Regierung zu. Es wird kaum der Verſiche⸗ 
rung bedürfen, daß dies eine Journal⸗Erfindung iſt. 

Den vlelſachen anderweitigen Mittheilungen gegenüber, welche von beſtimmten Verabredun⸗ 

en ſprechen, welche für den Fall eines Rückzüges der deutſchen Truppen über eine ſtärkere Be- 
etzung Hamburgs getroffen worden ſein ſollen, haben wir Grund zu der Annahme, daß über 
pit e ereinbarte Beſtimmungen zwiſchen Oeſterreich und Preußen bis zur Stunde noch 
n 8 a „ 

Die Antwort⸗Note des großbritanniſchen Miniſters der auswärtigen Angelegenheiten Lord 
Granville auf die Beſchwerden der Kontinentalmächte in Betreff der Kaachlngeſtage iſt jetzt, 
wie man der „Freim. Sachſen. Ztg.“ ſchreibt, erfolgt und vom 13. d. Mis. datirt. Sie iſt an 
Frankreich, Oeſterreich, Rußland und an den Bundestag gerichtet. Preußen hat bekanntlich ſeine 
betreffende en d als Lord Palmerfton zurücktrat. 

Der Cardinal und Fürſtbiſchof Diepenbrock hat der hieſigen St. Michaeliskirche 1000 Rthl. 
und dem katholiſchen Krankenhauſe ebenfalls 1000 Nthl. geſchenkt. 

Im Laufe der letzten Woche iſt durch die Polizeibehörde den hieſigen Buchhändlern der 
Vertrieb folgender Druckſachen unterſagt worden? Das Wahre über Kirche und Staat, von 
einem Stabsoffizier, Frankfurt a. M. im ice Wonen Verlage; Chriſtus und bie Erlösung, 
mit dem Drudort London; Looſe, der deutſche dagegen df Reutlingen bei Mäcken, und 
der Glasbrennerſche Prophet, Hamburg im Verlags.Comtoir erſchienen. 

Das Geſchäftslokal des Buchhändlers Simion iſt orgeftern zwar entflegelt und dem Ei 
genthümer wieder übergeben worden, es iſt demſelben aber eine eigentliche Fortführung des Ger 
ſchäfts nicht geftattet, ſondern nur erlaubt worden, feine, laufenden Be äfte A Das 
betreffende Unterſuchungsverfahren zur definitiven Entſcheidung der Sache ift . beim Poli⸗ 
dei⸗Präſidium, als beim Gericht zur Einleitung geſtellt. (Preuß. 31g.) 


7 8 


Jahre bei überaus zahlreicher Verſammlung, an der Spitze die hohe Generalität der! 


f 


Die öſterreichiſche Regierung hat mit einem Papierfabtikanten des Zollverei * 
A TI jährliche Lie ung von 26,000 es Sal ur eilig de ee per 
offen. g 

Glettin, 24. Jan. [Kandidaten für das Oberpräſidium. ]. Unter den 
Kandidaten, die ſich um die erledigte Oberpräſidentenſtelle in Pommern bewerben, wird 
Herr v. Kleiſt⸗Retzow genannt. Man ſagt, derſelbe habe nur auf die Ausſicht hin, 
daß bei Beſetzung jener Stelle auf ihn reflektirt werde, ſich bereit finden laſſen, die 
Oberpräſidentur der Rheinprovinz einſtweilen anzunehmen. Der „Magd. Corr.“ nennt 
unter den Kandidaten auch den Regierungspräfidenten v. Senden in Breslau, bezwei⸗ 
felt aber, daß deſſen Bewerbung von Erfolg ſein werde. Daſſelbe Blatt meint, der 
Polizeidirektor v. Motz in Poſen, der als Oberregierungsrath früher nach Stettin ver⸗ 
ſetzt werden ſollte, werde in Poſen bleiben. (Oſtſee⸗Z.) 

Königsberg, 21. Jan. [Einführung des Gemeinderath.] Heut Mit⸗ 
tag hat die Einführung des neuen Gemeinderathes durch den Regierungspräſidenten v. 
Kotze ſtattgefunden, doch mußte die Wahl des Bureaus noch unterbleiben, da faſt alle 
in den Gemeinderath gewählten Beamten die Genehmigung der vorgeſetzten Behörden 


noch nicht erhalten hatten. N (N. Pr. 3.) 
Deutſchlan d. 4 

Frankfurt, 21. Jan. Der Köln. Ztg. wird die von Preußen in der Bun⸗ 
destagsſitzung vom 27. Dezember abgegebene Erklärung in Bezug auf die Flotte 
mitgetheilt: 

„Die koͤnigl. Regierung, welche von den Anfängen der deutſchen Flotte her dieſer wichtigen 
Schöpfung ihre beſondere Aufmerkſamkeit gewidmet und letztere durch unverweilte Einzahlung 
ihres Antheiles an der erſten zur Gründung der Flotte ausgeſchrtebenen, aber noch jetzt nicht 
von allen Bundesgenoſſen berichtigten Matrikular-Umlage bethätigt hat, iſt gern bereit, auch zur 
Gründung einer durch Kontingente zu bildenden Bundesflotte, wie ſolche in allgemeinen Grund⸗ 
ügen in den Ausſchußanträgen Punkt 1 bis 7 vorgeſchlagen wird, mitzuwirken. Sie ift indeſ⸗ 
ben entſchloſſen, zu einer neuen Vereinbarung über eine Bundesflotte erſt dann ihre Hand zu 
bieten, wenn eine Auseinanderſetzung über das jetzige Nordſeegeſchwader ſtattgefunden haben wird. 
Die in den Punkten 1 bis 7 des Ausſchußberichtes berührten, lediglich der freien Entſchließung 
eines jeden Theilnehmers anheimfallenden Fragen: „ob die verbündeten Regierungen für die Zu⸗ 
kunft eine Bundesflotte zu organiſtren beabſichtigen, und in welcher Geſtalk?“, können die Ent⸗ 
ſcheidung über das Schickſal der jetzt in der Nordſee befindlichen Flotte nicht aufhalten. So 
lange letztere nicht ſeſiſteht, würde der für die Zukunft zu ſchließenden Vereinbarung eine ſichere 
Baſis ae Indem die königl. Regierung ihr Bedauern ausſpricht, daß dieſe Entſcheidung 
nicht {rüber erfolgt ift, muß ſie, bevor fle bei jetziger Sachlage über den dieſe Frage berühren» 
den Punkt 8 des e eine definitive Erklärung abzugeben vermag, eine Feſtſtelung 
darüber erwarten, ob und eventuell welche Staaten künftig zur Kordſee⸗ Flotten Ablbellung ge⸗ 
hören werden, und unter welchen Bedingungen dieſelben bereit find, ſich bei der Auseinander⸗ 
jegung über die jetzige Nordſee⸗Flotille zu betheiligen. Nur fo viel bemerkt die königl. ‚Regie 
rung ſchon jetzt, daß fie, davon ausgehend, wie keiner der bei der jetzigen Flotte betheiligten 
Staaten genöthigt werden kann, in die Abtretung ſeines Antheils an dem Material anders, als 
im Wege freier Vereinbarung zu willigen, zur Aufhebung der bisherigen Gemeinſchaft für ſich 
die Naturaltheilung nach Verhältniß deſſen verlangt, was ſie zur Anſchaffung beigetragen hat, 
unter Feſtſtellung des Werthes, der einzelnen Beſtandtheile der Flotte durch Lieitation unter den 
betheiligten Regierungen oder durch eine vor der Theilung aufgenommene Taxe des wahren 
Werthes. Mag aber die Entſcheidung über das künftige Shichal der Flotte ausfallen wie fie 
wolle, fo kann die königl. Regierung doch keinesfals von der Ueberzeugung weichen, daß die 
Unterhaltung der Flotte während der verfloſſenen Jahre ſämmtlichen Bu desſtaaten zur Laſt fal⸗ 
len müſſe. Denn unzweifelhaft hat der Bund durch ſeine Organe die Flotte bisher in feine Ver ⸗ 
waltung und Benutzung genommen und den Regierungen, aus deren Geldern fie an 
geſchafft ift, die freie Dispoſſtion darüber bis jetzt vorenthalten. Ausdrückliche Verwahrung muß 
endlich die k. Regierung hierdurch gegen jede Aufnahme von Anleihen und Verpfändung der 
Schiffe an Privatperfonen vor erfolgter Naturaltheilung einlegen, ſowie gegen jede weitere An⸗ 
rechnung von Unterhaltungskoſten, in ſo weit ſolche nächſt der Deckung aller noch nicht bezahlter 
Rückſtände aus den Vorfahren durch diejenigen Summen noch nicht beſtritten werden konnen, 
welche durch die aus den bisherigen Aufforderungen zu Vorſchüſſen eingezahlten oder zu erwar⸗ 
tenden Gelder gebildet werden.“ 5 2 j 

Der Marines Ausfhuß, wird der Pr. Ztg. aus Frankfurt geſchrieben, hat wies 
derum mehrere Sitzungen gehalten, und wird nächſtens Bericht erſtatten über die Mo⸗ 
dalitäten der Uebernahme der Flotte ſeitens der einzelnen Regierungen, und über die 
von Hannover angeregte Frage, ob die Flotte bis zum 1. Januar d. J. als Bundes⸗ 
eigenthum zu betrachten iſt. Die meiſten Regierungen follen ſich für die Bejahung der 
letzen Frage auszufprechen geſonnen fein. „Wollte man die entgegengeſetzte Anſicht 
akzeptiren,“ ſchreibt die Pr. Ztg., „fo würde der Bund zu Maſoritätsbeſchlüſſen in 
dieſer Sache nach dem ausdrücklichen Wortlaut des Art. 15 der wiener Schlußakte in 
keiner Weiſe berechtigt fein. Iſt nämlich die Flotte bis zum 1. Januar d. J. nicht 
als Bundeseigenthum zu betrachten, fo konkurriren die Bundesglieder nicht in ihrer 
n Einheit, ſondern als einzelne ſelbſtſtändige Staaten, welche über jura 
singulorum pacisziren, und es kann daher nach dem erwähnten Art. 15 in ſolchen 
Fällen ohne freie Zuſtimmung ſämmtlicher Betheiligten kein dieſelben verbindender Be⸗ 
ſchluß gefaßt werden. Hiernach würden alſo nur diejenigen Staaten zu einer eigent⸗ 


lichen Beſchlußnahme berechtigt ſein, welche ſich an der Nordſeeflotte betheiligt, d. h. 


welche Geldbeiträge zu derſelben eingezahlt haben; zu dieſen gehören nun namentlich 


aiern, Kurheſſen nicht und es ſtände denſelben daher nur ein 
votum consultativam zu, während jeder der konkurrirenden Staaten ein Veto hat. 
Freilich würde von dieſem Standpunkte aus auch die Nachzahlung der rückſtändigen 
Beiträge zur Gründung der Flotte fortfallen, und es iſt daher nicht ſchwer abzuſehen, 
woher die Anſicht ſtammt, nach welcher die Nordſeeflotte auch bis zum 1. Januar d. 
J. nicht als Bundeseigenthum zu betrachten wäre.“ 
ünchen, 21. Januar. Die Kammer der Reichsräthe berieth heute das 
Disziplinargeſ etz bezüglich der Staatsdiener und nahm in vierſtündiger Sitzung den 
aus 65 Artikeln beſtehenden Entwurf größtentheils in der Faſſung der Regierungsvor⸗ 
lage an. Nur der zweite Abschnitt, der die Unabſetzbarkeit der Richter wenigſtens prin⸗ 
zipiell anerkennt, fand keine Gnade in den Augen der Herren Reichsräthe. Er wurde 
gänzlich geſtrichen. — Die zweite Kammer fuhr in der Budgetberathung fort und 
vollendete den Etat des Miniſteriums des Innern. — Von den jüngſt erfolgten Aus⸗ 
weiſungen iſt eine, die des Rechtspraktikanten Hagen, zurückgenommen worden. 
arlsruhe, 20. Januar. Der Staatsſtreich in Frankreich hat unſere Regierung 
in großen Schrecken verſetzt. Schon früher verlautete von damals gegebenen auß er⸗ 
ordentlichen Anordnungen, jetzt werden erſt die näheren Beſtimmungen bekannt, nach 
denen die Behörden einfach außer einem ſofortigen und energiſchen Gebrauch der Waffen 
bei dem Ausbruche von Unruhen angewieſen waren, „alle aus den letzten Jahren her 
bekannten Wühler und Revolutionäre“ einzuziehen., 5 
Darmſtadt, 20. Januar. Dem „Schw. M.,“ ſchreibt man von hier: Nach⸗ 
dem die Bärte der hieſigen Civilſtaatsbeamten und des Militärs ihre beſtimmte Form 
und Regelung erhalten haben, iſt nun auch im Weſentlichen das Gleiche für die Bärte 


Oeſterreich, Sachſen, 


der Advokaten geſchehen. Das hierauf bezügliche Miniſterialreſkript ſagt, „daß es ſidenten der Republik: Die im Auguſt 1821 und 1822 durch Geſetze ſanktionirten 
die Würde der gerichtlichen Verhandlungen nicht minder, als die Achtung beeinträchtige, Verträge Betreffs des Baues und der Vollendung mehrerer Kanäle, waren fortwähren⸗ 
welche die Anwälte dem Gerichte ſchuldig ſeien, wenn dieſe in den Sitzungen, abgeſehen der Gegenſtand von Mißhelligkeiten zwiſchen der Regiernng, die dieſe Kanäle verwal⸗ 
von ihrer Kleidung, zum Beiſpiel durch den Schnitt des Bartes eine auffallend unpaſ⸗ tete und den Kompagnien, welche die zu dieſen Bauten nöthigen Fonds vorgeſtreckt 
ſende Erſcheinung abgeben, weshalb man von den Anwälten erwarte, daß ſie auch hatten. Dieſe Verträge ſicherten den Kompagnien nach Amortiſtrung des Kapitals 
hierin Alles vermeiden würden, was der Würde der gerichtlichen Verhandlungen und einen eventuellen Antheil und das Recht, bei den eintretenden Modifikationen des Ta⸗ 
der Achtung vor den Gerichten entgegen ſei.“ Gleiche Beſtimmung iſt dann für die rifs mitzuſprechen. Dies machte, daß dieſe künſtliche Schifffahrt dem Lande nicht die 
Acceſſiſten getroffen, welchen erlaubt iſt, bei Advokaten zu arbeiten. Vortheile brachte, die ſie ihm bringen ſollte. Im Jahre 1851 machte die Regierung 

Wiesbaden, 20. Januar. Dem Vernehmen nach iſt Fürſt Wittgenſtein — der Legislativen den Vorſchlag, die den beiden Kompagnien der Quatre Canaux und 
der geweſene Reichsminiſter — zum Miniſterpräſidenten an die Stelle des Herrn von des Rhone und Rhein gemachten Zugeſtändniſſe und Rechte zurück zu kaufen. Die 
Wintzingerode ernannt und den oberſten Behörden heute bereits Mittheilung davon ges Legislative ernannte eine Kommiſſion, welche den Vorſchlag der Regierung verwarf und 
macht worden. (Mittelrh. 3.) den Rückkauf durch die allgemeine oder theilweiſe Verpachtung der zehn Kanäle erſetzen 

Gotha, 21. Januar. Unter fortdauerndem Schweigen der Linken hat nun der wollte. Dies iſt die Lage der Dinge; die Verpachtung bietet nur Nachtheile. Die 
Landtag bereits drei Tage über das neue Staatsgrundgeſetz berathen. In der Legislative ſelbſt hatte nicht Zeit gefunden, die Sache zu erledigen und im nächſten 
heutigen Sitzung beantragte der Staatsminiſter von Seebach die Verwandlung der März erlöſchen einige der in Kraft ſtehenden Tarife. Der Miniſter hebt die Vortheile 
offentlichen in eine geheime Sitzung, „um eine Eröffnung über das gegenwärtige Ver- hervor, die der Rückkauf gegenüber der Verpachtung dem Staate bietet. — Dieſem 


haͤltniß der Verfaſſungsfrage zu der oberſten Bundesbehörde zu machen und zugleich den 
von der Linken ausgeſprochenen Vorwurf zu entkräften, daß er die Gefahren einer 
Nichtannahme nicht genau bezeichnet habe.“ Die betreffende Eröffnung des Miniſters 
in der erſt nach langer Debatte beſchloſſenen geheimen Sitzung ſollen, wie man ſagt, 
nicht ohne Wirkung auf einige Miglieder der Linken geblieben ſein. (Leipz. 3.) 
Gera, 20. Januar. Der Redakteur der offiziellen „Geraſchen Ztg.“ iſt von hier 
ausgewieſen worden, weil er in etwas ſtarken Ausdrücken über den Napoleonſchen 
Staatsſtreich geſprochen hatte. (F. J.) 
Hannover, 23. Januar. Die erſte Leſung und Berathung des September⸗ 
vertrages iſt heute in beiden Kammern beendet. Beide Kammern haben dem 
Vertrage ihre Ratifikation ertheilt. 
42 für, 29 gegen den Vertrag. In der erſten Kammer ſtellte ſich das Verhältniß noch 
günftiger: nur 17 ſtimmten gegen die Ratifikation; die Zahl der Majorität weder noch 
der Anweſenden wird genau angegeben; nach einer ungefähren Berechnung iſt aber eine 
Zweidrittelmajorität anzunehmen. Mit dieſen Majoritäten in beiden Kammern ſcheint 
mir die Sache entſchieden zu ſein; ich fürchte nichts mehr von der zweiten Abſtimmung, 
die uns in nächſter Woche bevorſteht. f (Conſt. 3.) 
Dänemark. 
Kopenhagen, 21. Jan. Dagbladet giebt heute folgende Miniſterliſte: 
Sponneck Finanzen, A. W. Scheel Juſtiz, Bang Inneres, Brammer Cultus, 
Hanſen Krieg, Zahrtmann Marine, Bluhme auswärtige Angelegenheiten, Cart 
Moltke für Schleswig, Reventlow-Criminit für Holſtein; ein Conſeils⸗Präſt⸗ 
dent wird nicht genannt. „Sollte dieſe Liſte — fügt gedachtes Blatt hinzu — ſich 
beftätigen, fo wäre es eine vollſtändige Aufgebung Dänemarks und der daͤniſchen Sache.“ 
. Oeſterrei ch. 
J. U. Wien, 24. Jan. [Tagesbericht.] Der Hr. Miniſter ohne Portefeuille, Frhr. 
v. Kulmer, iſt von Sr. Maj. dem Kaiſer unter Bezeigung der allerh. Zufriedenheit 
zum Reichsrathe unter Beibehaltung feiner Bezüge und zugleich zum geheimen Rathe 
ernannt worden. N 
Ungeachtet der neue Zolltarif bis jetzt noch nicht in ſämmtliche Landesſprachen über: 
ſetzt erſcheinen konnte, iſt in Folge allerh. Entſchließung vom 24. Dez. v. J. gleich⸗ 
wohl der erſte Februar 1852 wiederholt als derjenige Tag bezeichnet worden, an wel⸗ 
chem deſſen Aktivirung jedenfalls Statt zu finden haben wird. Die Verſendung des 
Zolltarifes in italieniſcher Sprache wird zuverläſſig noch im Laufe d. M. erfolgen. 
Um dem Schmuggel nach Kräften zu ſteuern und die Wirkſamkeit des neuen Zoll: 
tarifes zu verbürgen, hat die h. Staatsverwaltung verfügt, daß bezüglich mehrerer be⸗ 
ſonders koſtbarer und dem Schmuggel ausgeſetzter Artiikel bei vorkommenden Gefälls⸗ 
bertretungen und bei eventuellen Strafbemeſſungen nicht mehr die Verkürzung der ent⸗ 
. e, ſondern der Werth der geſchmuggelten Waaren zum Grunde 
egen ſei. f 
Da die königl. piemonteſiſche Regierung jenen öſterreichiſchen Dampfern, welche den 
Lago maggiore befahren, unterſagt hatte, die ſardiniſchen Ufer zu berühren, hat ſich 
nunmehr auch Se. Excellenz der Hr. Feldmarſchall Graf Radetzky veranlaßt gefunden, 
eciprocität zu üben, und die ſardiniſchen Dampfer dürfen ſich jetzt dem lombardiſchen 
Ufer nur auf eine Entfernung von 200 Metres nähern. 
Bord ie Fregatte Venus, mit Sr. k. k. Hoheit dem Erzherzog Ferdinand Max am 
geſegelt am 14. d. den Kanal von Calamotte verlaſſen und iſt nach dem Golfe ab⸗ 
die Kirche m 12. d. landete Se. k. k. Hoheit auf der isola di mezzo und beſuchte 
Karl V. aufdaria di Biſſone, wo ein altſpaniſcher Altar und ein Handbuch Kaiſer 
Der ſerbiſche hrt wird. . 1 1 > P 
e National⸗General Knicanin ift zum wirklichen Woiwoden des „Fürs 
ſenthums Serbien ernannt worden. 
Italien. 8 
Der Geſetzesvorſchlag über die Abzüge von den Beſoldun— 
debattirt. Der 2te Artikel ward angenommen, die übri⸗ 
Kommiſſion zur Umarbeitung zurückerſtattet. Das zu Genua 
nn 1 a Blatt „Maga“ ift eingegangen. In der Deputirtenkam⸗ 
fion FE 155 bers zur Debatte gelangen, worauf der Schluß der Seſ⸗ 
bezügliche x Die Wie ＋ ENG des Parlamentes wird im Februar ftattfinden. Die 
Seite der — 1 iſt de ft erheben nach bereits vorbereitet. Ungeachtet der von 
ne . Paulsgeſellſcha erhobenen Proteſte hat die Regierung eine Centraldirek⸗ 
* 1 zur dicke den Verwaltung der bis jetzt von dieſer Gefell- 
iche erwalteten Wohlthätigkeite ker beſtellt. Bertoldi, ein bekannter demokratiſcher 
dat r und ehemaliger Mitarbeiter der „Concordia“, ward zum Erſtaunen der Conſer⸗ 
ven zum außerordentlichen Schulinſpektor des Königreiches ernannt. 


* Fran krei ch. 

* Raris, 22. Januar. [Tagesbericht.] Die „Patrie“ meldet eben, daß Morgen 

ol oniteur univerſel“ eine neue Organiſation der Miniſterien veröffentlicht werden 
„ womit ein Miniſterwechſel verbunden fein würde. Hr. v. Morny trete zurück 

a: = feiner Statt würde Hr. v. Perſigny das Miniſterium des Innern überneh⸗ 

ie wisse ch würde ein Polizeiminifterium kreirt, welches Hr, v. Maupas überneh⸗ 


* Turin, 20. Jan. 
gen der Beamten ward heute 
gen Artikel wurden der Kom 


er „Moniteur“ enthält einen Bericht des Arbeitsminiſters Magne an den Prä: 


In der zweiten Kammer erklärten ſich 


Berichte folgen zwei entſprechende Dekrete des Präſidenten der Republik. 

Es heißt, daß die meiſten Miniſter ſich entſchieden dem Plane widerſetzen, die Gü⸗ 
ter der Familie Orleans mit Sequeſter zu belegen. Die Orleansprinzen ſollen nämlich 
nur einen Theil ihrer Einkünfte fortan beziehen, während der Ueberſchuß zu ihrem Vor⸗ 
theil kapitaliſirt werden ſoll. Auch ſoll es ihnen verwehrt werden, die Immobilien, 
welche ſie in Frankreich beſitzen, zu verkaufen. Obgleich man für gewiß weiß, daß die 
Miniſter Fould und de Morny die ftärkften Vorſtellungen dagegen gemacht, herrſcht die 
Meinung vor, daß die Maßregel dennoch beſchloſſen werden würde. 

Man will wiſſen, daß Herr v. Falloux bei den nächſten Wahlen ſich im Departe⸗ 
ment Maine et Loire aufſtellen laſſen wolle, und daß er ſich dem jetzigen Gouverne⸗ 
ment zu nähern beabſichtige. 

Der Exrepräſentant Viktor Lanjuinais hat geſtern Paris verlaſſen, um ſich nach 
Italien zu begeben. ; 

Die Zahl der politiſchen Gefangenen in Paris beläuft fih auf 607; davon befinden 
ſich 285 im Fort von Vanves, 146 im Fort von Jury und 76 im Fort von Bicetre. 

Das „Journal de Rennes“ meldet, daß ſich die Gattin des verbannten General 
und Quäſtors Leflo in Rennes befindet, und Anſtalten trifft, um ihrem Gatten zu fol⸗ 
gen, der ſich in Jerſey befindet. . f 

Das Journal „Normandie“ will wiſſen, daß nächſtens ein Dekret erſcheinen werde, 
welches den Beſitz von Luxuswaffen und ſolchen Waffen, die Alterthümer oder Kunſt⸗ 
werke find, regeln ſoll. Man weiß, daß der Beſitz von Kriegswaffen verboten iſt; die 
neuen geſetzlichen Beſtimmungen ſollen den Zweck haben, dies näher zu beſtimmen. 

Geſtern ſah man Militärwagen in langen Reihen vor den 12 Mairien der 12 
Arrondiſſements von Paris ſtehen, um die von der Nationalgarde in den letzten Ta⸗ 
gen abgegebenen Waffen fortzuführen. Dieſe Waffen werden unmittelbar nach ihrer 
Uebernahme wieder in den Stand geſetzt werden. 

Die Patrie enthält Folgendes: Geſtern wurden für die Seelenruhe Ludwigs des Sechs⸗ 
zehnten in allen Kirchen von Paris Todtenmeſſen geleſen. Eine andächtige Menge von 
Perſonen aus allen Klaſſen der Geſellſchaft wohnte denſelben bei. Dieſe Haltung der 
Bevölkerung war nicht nur ein dem tugendhaften Könige und ſeinem Andenken gezoll⸗ 
ter Tribut, ſie war auch ein lebendiger Proteſt gegen die Akte und Doktrinen von 1793, 
die heute zu Tage alle Welt verdammt. h 

Der franzöfifche General Schneider kam vor einigen Tagen mit einem Freunde in 
Paris aus dem Cafe Anglais, wo ſie gefrühſtückt hatten, und ſetzten ihre Unterhaltung 
bis aufs Boulevard fort. Der General wurde von ſeinem Gegenſtande, der Politik 
betraf, hingeriſſen und ſprach etwas laut, als ſich ihm ein Herr näherte und ihn höflich 
erſuchte, nicht ſo laut zu ſprechen. Ehe der General dem Andern antworten konnte, 
war dieſer verſchwunden. Am Abende erhielt General Schneider von dem Kriegsmini⸗ 
ſter Saint⸗Arnaud ein Schreiben, worin dieſer ihn erſuchte, Paris innerhalb 24 Stun⸗ 
den zu verlaſſen, weil er indiscret in ſeinen Ausdrücken geweſen. 


Großbritannien. 


zr London, 21. Jan. Zur „großen Arbeitseinſtellung“ Strike)! 
Geſtern fand hier in Whitechapel eine Verſammlung des Exekutiv⸗Raths der Amal- 
gamated Society (Arbeiter⸗Verein) ſtatt, um die Berichte der Zweig⸗Vereine in Em: 
pfang zu nehmen. Von 120 Zweigvereinen haben bis jetzt 72 über den Vorſchlag 
abgeſtimmt, 10,000 Pfd. aus dem allgemeinen Arbeiterfonds zur Errichtung von un⸗ 
abhängigen Vereinswerkſtätten (cooperative workshops) zu verwenden. Von den 
72 Stimmen fielen 69 bejahend aus. Der Sekretär, Mr. Allan, meldete auch eine 
Menge freiwilliger Beiträge an, z. B. 10 Pfd. von einem Gentleman in Brighton, 
Mr. Will. Coningham, der ſich auch erbot, wenn die Amalgamated Society ein ge⸗ 
meinſames Unternehmen gründen ſollte, einige Aktien zu nehmen. Nächſter Tage fol 
im geräumigſten Lokale Londons ein großes öffentliches Meeting von der Amalgama- 
ted Society veranſtaltet werden. — Andrerſeits ſchließen auch die Arbeitgeber (Asso- 
eiation of Employers) ihre Reihen enger zuſammen. Die Firma Fawcett u. Comp., 
Liverpool, hat allen ihren Leuten, die zur Amalgamated Society gehören, auf das 
Ende dieſer Woche gekündigt, und Mr. Macgregor hat in feiner Fabrit dieſelbe War⸗ 
nung anſchlagen laſſen. Kleinere Firmen halten ſich hier und im Norden ſtandhaft 
neutral. Eine große Maſſe „Hände“ werden in wenigen Tagen wieder feiern müſſen, 
und der Arbeiterfonds wird demnach einige 100 Mäuler mehr zu füttern haben. Die 
Ausſichten für die Arbeiter geſtalten ſich ſehr trübe. 4 

* London, 22. Januar. [Palmerſton. — Meetings. — Zum „Strike.“ 
Zum „Strike.“ Von den 120 Zweigvereinen der Amalgamated Society hatten bis geſtern 
95 für die Verwendung von 10,000 Pfd. aus dem Fonds auf Aſſoctiaions⸗Werkſtätten 
geſtimmt. — In Mancheſter koſtete die Arbeitsfeier vorige Woche allein 782 Pfd., die 
aber nicht ganz aus dem Fonds beſtritten wurden, ſondern aus den laufenden Beiträgen 
beſchäftigter Arbeiter kamen. — Die Maſchinen⸗Arbeiter in Mancheſter ſprechen davon, 
ein großes Etabliſſement, deſſen Beſitzer ſich zur Ruhe ſetzt, anzukaufen und auf ge⸗ 
meinſame Rechnung zu führen. Viele zweifeln jedoch, daß es ihnen gelingen werde, 
ſobald eine Kundſchaft zu bekommen, da etablirte Arbeitgeber oft 20 bis 30 Jahre 
um das Vertrauen des Publikums zu werben hatten. Der Fabrikant, der eine Ma⸗ 
ſchine beſtellt, die er nicht vor 18 Monaten bezahlen kann, will nämlich Bürgſchaft, 
daß er nicht vor dieſer Friſt gemahnt werden wird, ſo gut wie der Maſchinenbauer 
Sicherheit für ſein Geld verlangt. 
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Während im Süden Irlands eine Zeit lang Ruhe herrſchte, graſſiren die agrari⸗ haben, theils mit den Vorarbeiten fo weit gediehen ſind, um die Einführung in kür⸗ 
ſchen Morde in einigen nördlichen Grafſchaften. Katholiſche Geiſtliche ſprachen von der zeſter Zeit erwarten zu laſſen, ſcheint fur hier noch keine Ausſicht darauf vorhanden zu ſein, 
Kanzel gegen die Bandmännerverſchwörungen, aber, wie man fürchtet, mit geringem Erfolg. und will es uns im Gegentheil bedünken, als ſei die jüngſt ausgeſprochene Aeußerung 


Reform⸗Meetings find aus Leeds, Nottingham und Mancheſter zu melden, 


Am eines Mitgliedes des Stadtverordneten⸗Kollegii möglichſt für das Hinausziehen zu wir⸗ 


letztern Orte ſprach geſtern Bright gegen das Invaſions-Alarm-Fieber. Ueberall iſt man ken, mehr als perſönliche Anſicht geweſen. — Vor längerer Zeit geſchah in Ihrem 


für Hume's Reformprojekt, (Zjährige Parlamente, Kugelung u. ſ. w.) welches im Un⸗ 
terhaus mehrere Jahre lang vergebens aufs Tapet gebracht wurde. 
Lord Palmerſton iſt, einem Gerüchte zufolge, von Glasgow zur Kandidatur für 


1 


Blatte Erwähnung von der durch den Vincenz⸗Verein gegründeten Anſtalt für ver⸗ 
wahrloſte Kinder, auf die zurückzukommen uns nachſtehender Vorfall Veranlaſſung 
giebt: eine arme Wittwe katholiſcher Konfeſſion erſuchte den derzeitigen Vorſtand um 


den dort zu vergebenden Parlamentsſitz aufgefordert worden. Seine Lordſchaft fol nicht Aufnahme ihrer evangeliſchen Tochter in bezeichnete Anſtalt und erhielt auch eine vor⸗ 


abgeneigt ſein, die Einladung anzunehmen. Die Notiz eines öſterreichiſchen Blattes, 
daß der Exſtaatsſekretär ſchon im Mai — dem Höhepunkt der parlamentariſchen Sai⸗ 
ſon — nach Iſchl zu gehen beabſichtige, findet hier wenig Glauben. 

Das Reſultat der geſammten Unterſuchung in Portsmouth ſtellt ſich folgen 
dermaßen heraus: Es ſind im Ganzen 6378 Zinnbüchſen mit präparirten Lebensmitteln 
geöffnet worden, von denen 5468, als total unbrauchbar, weggeworfen werden mußten, 
wobei noch zu bemerken iſt, daß ſchon vor Beginn der Unterſuchung 2000 Büchſen 
vom Kontrahenten, der wohl von der einzuleitenden Unterſuchung Wind bekommen ha⸗ 

ben mochte, zurückgenommen worden waren. 8 
Amerika. 

* Amerikaniſche Poſt. Durch den geſtern Abend in Liverpool eingetroffe— 
nen Dampfer „Pacific“ haben wir Nachrichten aus Neu- Vork bis zum 10. (nebſt 
700,000 D. baar). . 

Die amerikaniſchen Blätter und Briefe bringen nichts von politiſcher Bedeutung; 
fie find alle mit Koſſuth-Berichten angefüllt. Das fogerannte Kongreß-Bankett, ihm 
zu Ehren, hat am 7. Statt gefunden. Seinen Namen hat es daher, weil die meiſten 
Anweſenden Kongreßmitglieder waren. Die Zahl der Gäfte belief ſich auf 300. Mr. 
King, mit Koffuth zur Rechten, und Daniel Webſter zur Linken, präſidirte. Der erſte 
Toaſt galt dem Präfidenten, und wurde von Webſter erwidert, der zweite der Armee 
und Flotte, der dritte war für Ungarn. Der Reden gab es viele und lange. Die 
Tendenz der Koſſuth'ſchen (er hielt zwei an dieſem Abende), läßt ſich denken. Webſter 
ſprach mit großer Wärme von feinen und des Prätidenten Sympathien für Koſſuth, 
Ungarn und die Zukunft Europa's, jedoch gemeſſen genug, um nach keiner Seite hin 
anzuſtoßen, der alte Caß dagegen ler iſt an die 70 Jahre alt) erklärte ſich offen für die 
Koſſuth'ſchen Theorien der intervenirenden Nichtintervention. 

Am folgenden Tag gab ihm die demokratiſche Partei ein Bankett von 50 Gedecken, 
wo es an glänzenden Verſprechungen nicht fehlte, wie denn überhaupt die Demokraten, 
General Caß, der die meiſte Ausſicht hat, ihr Präſidentſchafts-Kandidat zu werden, an 
der Spitze, Koſſuths Theorie mit großer Oſtentation als einen Hauptpunkt ihres Pro⸗ 
gramms aufſtellen werden. f 

Von Washington aus begibt ſich Koſſuth nach Annapolis, Baltimore, Cineinnati, 
St. Louis, Neu⸗Orleans, Charleſton u. ſ. w., wird dann Albany, Buffalo, die Nia⸗ 
garafälle und zuletzt Boſton beſuchen. Ob er von da die Rückreiſe nach England an⸗ 
treten, oder ſich mit einer ungariſchen Niederlaſſung in Amerika zufrieden geben wird, 
iſt noch nicht ausgemacht. Nach Allem, was er am Sitz der Execution erfahren, ſcheint 
er ſehr auf Letzteres zu denken. 

An Anekdoten aller Art fehlt es nicht. 
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So erzählte man, die Generale Scott und 
Caß hätten ſich bei Koſſuth am Neujahrstage getroffen. „Nun General, ſagte Letzte⸗ 
rer in ſeiner gewöhnlichen aufgeblaſenen Manier, ſind Sie bereit, 100,000 brave, 
tapfere Amerikaner nach Ungarn zu führen, um unſern Freund, den Gouverneur zu 
unterſtützen?“ — „Ich führe meine Landsleute, wohin der Kongreß befiehlt,“ antwor⸗ 
tete General Scott mit ruhiger Würde. 5 

Am Dienſtag war Koſſuth beim Senator Seward geladen. Auch Webſter und Caß 
waren anweſend. Am Mittag deſſelbigen Tages hatte ihm die Geiſtlichkeit ihre Auf: 
wartung gemacht. Nachmittags wohnte er einer feierlichen Zuſammenkunft des Prä⸗ 
ſidenten mit einer Häuptlings⸗Geſandtſchaft der Prairie-Indianer bei. Tags darauf 
wurde er dem Repräſentantenhauſe (als Louis Koſſuth) vorgeſtellt. Ein Comitee von Fünf 
führte ihn ein. Man hatte ihm einen Stuhl neben den des Sprechers geſtellt; er 
dankte in wenig Worten für die Auszeichnung; das Haus vertagte ſich ſofort, und die 
. ließen ſich ihm dann vorſtellen. Die ganze Ceremonie dauerte etwa fünfzehn 

inuten. 

Die Gegner Koſſuth's ſind mittlerweile nicht müſſig. Das ſchlechte Benehmen der un 
gariſchen Flüchtlinge auf ihrer Ueberfahrt mit dem Miſſiſippi ſoll wieder, und zwar mit 
authentiſchen Dokumenten begleitet, zur Sprache kommen, und darauf gedrungen wer⸗ 
den, daß die bezüglichen Papiere dem Kongreß vorgelegt werden. Dieſe Dokumente — 
ſo ſchreibt ein Korreſpondent, des „New⸗Vork⸗Herald“ — ſollen das Benehmen Koſ⸗ 
ſuths und ſeiner Gefährten — trotz der Gegenerklärung von Kapitän Long in ein ſehr 
ſchlechtes Licht ſtellen. „Es iſt traurig anzuſehen — ſagt derſelbe Korreſpondent, wie 
der arme Koſſuth von den Politikern in Washington genarrt wird. Dergleichen war in 
New⸗Pork verzeihlich, wo die größten Herren von Amerika bekanntlich beiſammen ſitzen. 
Aber von Washington hätte man mehr Beſonnenheit erwarten ſollen.“ 

Der berühmte amerikaniſche Staatsmann Henry Clay, der beiläufig geſagt, der 
Koſſuthſchen Nichtinterventionstheorie nicht ſehr hold iſt, ſoll ſich zu Gunſten für Ge⸗ 
neral Caß' Präſidentſchafts⸗Kandidatur ausgeſprochen haben. 

Die Prometheusangelegenheit mit England iſt noch durch Palmerſton vollkommen 
geſchlichtet worden. Der Lord hatte das Benehmen des Kapitäns vollkommen desavouirt 
(was wir ſchon längſt ‚mittheilten), und war (nach dem New York Herald) geſonnen, 
das engl. Protektorat über Mosquito ganz aufzugeben. 

Kinkel war am 10. in Illinois; er berief hier wie in Belleville, Philadelphia ꝛc. 
deutſche und gemiſchte Meetings, aus denen Komite's zur Sammlung von Geldern für 
die Sache der deutſchen Flüchtlinge hervorgingen. Die eingegangenen Summen ſollen 
dem Centralkomitee in London zugemittelt werden. 
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Provinzial- Zeitung. 
© Glaz, 23. Jan. [Gemeinde⸗Ordnung. — Vincenz Verein.) Wäh⸗ 
rend rings um uns herum unſere Nachbarſtädte die Gemeindeordnung theils eingeführt 
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läufige Zuſage. Nach, wahrſcheinlich reiflicherer, Ueberlegung aber wurde ihr wie⸗ 
derholtes Geſuch zurückgewieſen, weil — das Kind evangeliſch iſt! Für die arme 
Frau war dieſe Abweiſung doppelt hart, da ſie mit Rückſicht auf ein erhaltenes Ver⸗ 
ſprechen ſich einen Dienſt zu verſchaffen gewußt hatte, den anzutreten ſie nun verhin⸗ 
dert war. Hieſigen wird ein derartiges Verfahren weder neu noch eigenthümlich er⸗ 
ſcheinen, und ſoll dieſe Mittheilung auch nur den Kommentar zu obenbezeichnetem 
Referate geben, in Bezug auf die Frage über die Nothwendigkeit der Gründung einer 
zweiten Anſtalt für verwahrloſte Kinder! 


XXX Neiſſe, 24. Jan. [Der evangeliſche Friedhof.] Erſt feit dem Jahre 
1826 iſt der neben dem katholiſchen Kirchhofe von der evangeliſchen Eivilgemeinde be⸗ 
nutzte Beerdigungsplatz nach erfolgter Einfriedigung und Herrichtung zu einem eigenen 
evangeliſchen Friedhofe mit einer Begräbniß⸗Kapelle verſehen worden, deren Erbauung 
einen Koſtenaufwand von 2058 Rtlr. erforderlich machte. Nach der zu Ende des 
jüngſt vergangenen Jahres von der königl. Regierung zu Oppeln genehmigten Kirchhof⸗ 
Ordnung für die hieſige evangeliſche Civilgemeinde wird zur Unterhaltung des Friedho⸗ 
fes für jedes Grab von einer adeligen oder andern Perſon, welche mit vier⸗ 
ſpännigem Leichenwagen beerdigt wird, 2 Rtlr., von einer zur erſten Klaſſe gehörigen 
Perſon 1½ Rtlr., in der zweiten Klaſſe 1 Rtlr., und in der dritten ein halber 
Thaler entrichtet, wobei für Kinder in der jedesmaligen Klaſſe nur der halbe Satz ge⸗ 
zahlt werden darf. Außerdem kommen hierzu noch die Koſten für den Todtengräber 
mit reſp. 1 Rtlr. 18 Sgr., 1 Rtlr. und einem halben Thaler, je nach der Klaſſe, 
welcher die verſtorbene Perſon zuzurechnen iſt. In Anſehung der Gebühren für die 
evangeliſchen Leichenträger klaſſifizirt ſich die Taxe darnach, ob die Leiche von vier oder 
von zwei dekorirten Pferden gefahren oder ob fie von dekorirten oder nicht deko⸗ 
rirten Trägern getragen wird. Der in den verſchiedenen Fällen zu entrichtende Be⸗ 
trag variirt zwiſchen der Summe von 1 Nele. und der von 6 Sgr. für jeden beglei⸗ 
tenden Träger. Es ſei hierbei bemerkt, daß bei der beträchtlichen Entfernung des Kirch⸗ 
hofes von der Stadt es ſehr wünſchenswerth bleibt, wenn gar keine Leichen mehr ge⸗ 
tragen werden dürften, ſondern, wie dies in andern Städten ſchon angetroffen wird, 
alle nach ihrer letzten Ruheſtätte gefahren werden könnten, was freilich von 
den der Gemeinde zu Gebote ſtehendenden Mitteln abhängig iſt. 


Aufruf zur Wohlthätigkeit! 


Der 11. Januar d. J. war für die Gemeinde Eriebelwiß, Kreis Jauer, ein Tag des 
Schreckens, indem an jenem Abende bei dem fo heftigen Sturme binnen wenig Minuten ein 
Theil des Dominiums, A Bauergüter, 6 Gärtner und 3 Häuslerſtellen ein Raub der Flammen 
wurden, auch ein Menſchenleben iſt bei dieſem großen Unglück zu beklagen. — Es war den un⸗ 
glücklichen Beſitzern mit faſt keiner Ausnahme möglich, meyr zu retten, als das nackte Leben und 
trofilos ſteben 18 Familien, nahe an 100 Perfonen, im Winter ohne Obdach, entblößt von den 
nöͤthigſten Kleidern, Betten ꝛc., an den Ruinen ihrer Wohn ungen. — Baldige Hülſe thut hier 
im höchſten Grade Noth, und es ergeht an Alle die, denen es Genuß iſt, Thränen des Kummers 
trocknen zu helfen, die dringende Bitte. Gaben, ſie mögen Namen haben wie fie wollen, entweder 
an mich, oder an die Expedition der Breslauer Zeitung gelangen zu laſſen ). Ueber Em⸗ 
pfang ſowohl als Verwendung wird öffentliche Rechnung gelegt werden. 
Guſtav Kothe, Kaufmann in Liegnitz, Jauergaſſe Nr. 17. 
5 Sehr gern find wir bereit, gütige Gaben für die Verunglückten anzunehmen und darüber 
in der Zeitung zu ae Expedition der Breslauer Zeitung. 
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[871] Oblauerſtraſte Nr. 4, ganz nahe] 146]. Fremdenliſte von Zettlitz Hotel. 
am Ninge, iſt der 3. Stock, 5 neu reno] Fürſtbiſchöfl. Waldmeiſter Trampuſch a. Brei» 
virt iſt, aus 6 Piecen, großem Entree, Küche waldau. Gutsbeſ. Graf v. Götzen aus Schar⸗ 
und Zubehör beſteht, zu vermiethen. eneck. Kaufm. Schweitzer aus Neiffe. Kaufm. 
W Cortenius aus Greifenhagen. Gutsbeſ. Weber 
aus Anklam. Kaufm. Fromm aus Stettin, 
Gutsbeſ. Wardius us Greifswald. 


23. 4. 24. Jan. Abd. 10 U. Mrg. 6 u. Nchm. 2u. 
vuftdruckbeib« 277/72 2797,16 27 9,98 


183 J Immer Vergnügt! 
Biſchoff's Hamburger Keller, 
Ring 10 und 11, Blücherplatzecke, 


empfie einer Weine, Coanac | auima 5 
mes ta ei ene e = 07.038 444 
Kremfier bier langer Punſtſättigung _90pGt. feptst. 730 Ct. 
Lag ; Wind BR 
Wetter bewölkt bedeckt überwölkt 
Börfenberichte. 


Berlin, 24. Jau. Für alle Effetten 0e ſich zu merklich gewichenen Courſen von allen 


Seiten Verkäufer und ſchloß es top befferer Rente-Notirungen eni\cieoen flau. 
Eiſenbahn⸗Aktten“ Köln⸗Minden 34% 107% A 107 bez, Prior. 4½ & 105% Br. 
104 Bra Ktak-Oberſchl. 82% Gl., 4% —. — Sr Wil, Nordb, 4 39 % 5 8 red. 
r. 5 400% Br. Niederſchl- Märk. 3% 1 93 ½ bez. u. Br, Prior, 4% % Br., Prior. 

4% J 102 Br, 5% Serie in. Prior. 101% Br., Priox. Serie . 5% 105% bez. Nieder- 

ſchl. Märk. Zweigb. 4% 31 Er. Oberſchſ. Lin. K. 34% 133% d 1833 bez, Lat B. % 1 

120% bez. Iheiniſche 67 à 66 ½ bez. Stargard. po. 87 bez. Geld u. Fonds Gourſe. 
Frei. St. Anleihe 5% 102% vez. St. Anſeibe 1850 4% 10 % Br., dio, von 1852 108 
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g Wien, 24. Jan. Die Vörſe war in Folge des franzöſichen Miniſterwechſels und ungün⸗ 
ſtigerer Notirungen verſtimmt. Pei wenig belebtem Verkehr waren a und Aktien etiwas 
niedriger, ſchließen jevoch u ieder fefter, und alte Staatsſchuld, ſowie Dampſſchiff ien böber, 
900 geſtern. Norvpabäaftien von 155% bis 155% „„ und Wechſel um 1% 

er, wurden auch über Notiz gemacht, ſchließen jedoch ma 7 
5% Melall 940 . 44 4 Not. 435447 pamburg 2 Monat 182 London 3 


Monat 12. 15; Süber 23. 
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Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


